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II.	 Bekanntmachungen anderer Dienststellen

Haushaltssatzung der Stadt Esens 
für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) hat der 
Rat der Stadt Esens in seiner Sitzung am 20.03.2023 folgende Haus-
haltssatzung beschlossen:

§ 1
Mit dem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird
1.	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag
	 1.1 der ordentlichen Erträge auf� 9.207.900 EUR 
	 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf� 9.968.500 EUR
	 1.3 der außerordentlichen Erträge auf� 30.000 EUR 
	 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 EUR
2.	 im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	 2.1 � der Einzahlungen aus 

laufender Verwaltungstätigkeit auf� 8.766.900 EUR
	 2.2 �der Auszahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit auf� 9.334.100 EUR
	 2.3 �der Einzahlungen aus  

Investitionstätigkeit auf� 1.039.000 EUR
	 2.4 �der Auszahlungen für  

Investitionstätigkeit auf� 3.136.600 EUR
	 2.5 �der Einzahlungen für  

Finanzierungstätigkeit auf� 0 EUR
	 2.6 �der Auszahlungen für  

Finanzierungstätigkeit auf� 601.800 EUR
festgesetzt.

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Kreditermächtigung) werden nicht veranschlagt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
3.024.600 EUR festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 
2023 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch ge-
nommen werden dürfen, wird auf 1.400.000 EUR festgesetzt.

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:
	� 1. �Grundsteuer A  

(für land- und forstwirtschaftliche Betriebe)� 400 v. H.
	 2. Grundsteuer B (für Grundstücke)� 400 v. H.
	 3. Gewerbesteuer� 400 v. H.

§ 6
Investitionen gelten nach § 12 KomHKVO als unerheblich, wenn sie 
unterhalb einer Wertgrenze von 250.000 EUR liegen.
Esens, 20.03.2023

Stadt Esens 
(L. S.)

	 Emken	 Hinrichs 
	Bürgermeisterin	 Stadtdirektor 
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Der vom Rat der Stadt Esens in seiner Sitzung am 20.03.2023 be-
schlossenen Wirtschaftsplan des Tourismusbetriebes Esens-Ben- 
sersiel ist als Anlage diesem Haushaltsplan beigefügt und wird 
im Ergebnis wie folgt festgestellt:
1.) �Der Wirtschaftsplan des Tourismusbetriebes Esens-Bensersiel 

wird wie folgt festgestellt:
	 Es betragen
	 1. im Erfolgsplan	 die Erträge� 6.195.000,00 Euro
			   die Aufwendungen� 6.116.000,00 Euro
			   Planergebnis� 79.000,00 Euro
	 2. im Vermögensplan	 die Einzahlungen	 1.491.000,00 Euro
			   die Auszahlungen	 1.491.000,00 Euro
	 Es werden festgesetzt
	 1. �der Gesamtbetrag 

	der Investitionskredite auf� 572.000,00 Euro
	 2. �der Höchstbetrag  

der Kassenkredite auf� 1.400.000,00 Euro
Esens, 20.03.2023

Stadt Esens 
(L. S.)

	 Emken	 Hinrichs 
	Bürgermeisterin	 Stadtdirektor 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach den §§ 119 Abs. 4, 
120 Abs. 2 und 130 Abs. 3 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde hat der Landkreis Wittmund am 20.07.2023 unter dem 
Aktenzeichen 10.3/01-15 12 03 erteilt.
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG vom 01.09.2023 
bis 12.09.2023 zur Einsichtnahme im Rathaus Esens, Am Markt 2, 
Zimmer 26, öffentlich aus.

Hinrichs 
Stadtdirektor

Bekanntmachung
Bauleitplanung der Gemeinde Moorweg

1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 „Leegmoorweg“  
der Gemeinde Moorweg als Bebauungsplan  
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren  
gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB)
hier: Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
Der Rat der Gemeinde Moorweg hat in seiner Sitzung am 21.08.2023 
die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 „Leegmoorweg“ der Ge-
meinde Moorweg im beschleunigten Verfahren (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gem. § 13a BauGB) mit der gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB beigefügten Begründung als Satzung beschlossen. Mit der 
Bekanntmachung im „Amtsblatt für den Landkreis Wittmund“ wird 
die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 „Leegmoorweg“ der Ge-
meinde Moorweg gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 
über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 
1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Moorweg unter Darlegung des 
die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind.
Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 „Leegmoorweg“ der 
Gemeinde Moorweg mit Begründung wird ab sofort während der 
Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Esens, Stabsstelle Pla-

nen, Am Markt 20, 26427 Esens, zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 
„Leegmoorweg“ der Gemeinde Moorweg ist aus dem nachstehenden 
Übersichtsplan ersichtlich.

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – ver-
kleinert –, vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers, LGLN Au-
rich, Katasteramt Wittmund

Moorweg, 23.08.2023
Gemeinde Moorweg 

Der Bürgermeister

Satzung für den Kinder- und Jugendbeirat 
der Inselgemeinde Langeoog

Auf Grundlage des § 36 i. V. m. §§ 10, 11 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), in der zurzeit gültigen Fassung, hat 
der Rat Inselgemeinde Langeoog in seiner Sitzung am 11. Juli 2023 
folgende Satzung beschlossen:

Vorwort
Der Beirat ist eine Interessenvertretung der Kinder und Jugendlichen 
der Inselgemeinde Langeoog. Die Beteiligung der Kinder und Ju-
gendlichen am kommunalen Geschehen soll durch den Kinder- und 
Jugendbeirat gefördert werden.

§ 1 Grundsatz
(1)	�Der Kinder- und Jugendbeirat ist ein gewähltes, beratendes Gre-

mium der Inselgemeinde Langeoog.
(2)	�Der Beirat dient der Interessenwahrung und Interessenvertretung 

von Kindern und Jugendlichen der Inselgemeinde Langeoog.
(3)	�Die Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirates sind ehrenamtlich 

tätig.
(4)	�Der Kinder- und Jugendbeirat der Inselgemeinde Langeoog be-

kennt sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland sowie ihrer bestehenden Rechtsord-
nung.

(5)	�Der Beirat übt seine Tätigkeit überparteilich und religionsüber-
greifend aus.

§ 2 Aufgaben
(1)	�Der Kinder- und Jugendbeirat ist Ansprechpartner für Kinder und 

Jugendliche der Inselgemeinde Langeoog.
(2)	�Der Beirat setzt sich dafür ein, dass die Interessen von Kindern 

und Jugendlichen bei den Planungen und Vorhaben der Inselge-
meinde Langeoog berücksichtigt werden.

(3)	�Auf Bitten des Rates, der Ausschüsse oder der Verwaltung der 
Inselgemeinde Langeoog, hat sich der Kinder- und Jugendbeirat 
in Angelegenheiten, die sie betreffen, zu äußern.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde die männliche Form gewählt, dennoch sind 
dadurch alle Geschlechter angesprochen.
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§ 3 Rechte
(1)	�Die Ausschüsse der Inselgemeinde Langeoog hören den Kinder- 

und Jugendbeirat zu Tagesordnungspunkten an, die die Anliegen 
der Kinder und Jugendlichen der Inselgemeinde Langeoog betref-
fen. Die Beiratsmitglieder können dazu an den Ausschusssitzun-
gen teilnehmen und das Wort verlangen.

(2)	�Der Kinder- und Jugendbeirat kann an den Rat und die Ausschüs-
se in Angelegenheiten, die ihn betreffen, Anträge stellen.

§ 4 Wahl
(1)	�Der Kinder- und Jugendbeirat wird schriftlich in geheimer Wahl 

gewählt.
(2)	Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme.
(3)	�Der Zeitraum der Stimmabgabe wird rechtzeitig, mindestens 6 

Wochen vorher, ortsüblich bekannt gemacht. Die Stimmabgabe 
kann innerhalb von 2 Wochen im Rathaus der Inselgemeinde 
Langeoog oder per Briefwahl erfolgen.

(4)	�Wahlberechtigt ist jeder, der am Wahltag das 8. Lebensjahr voll-
endet und das 21. Lebensjahr noch nicht überschritten hat, sowie 
seinen Hauptwohnsitz auf der Insel Langeoog hat.

(5)	�Kinder und Jugendliche können sich selbst zur Wahl vorschlagen. 
Wahlvorschläge können auch von Vereinen und Verbänden mit 
Sitz im Gemeindegebiet, die Jugendarbeit betreiben, sowie von 
politischen Parteien, die eine Jugendorganisation unterhalten, 
vorgebracht werden.

(6)	�Vorschläge müssen spätestens einen Monat vor Beginn der Wahl 
bei der Gemeindeverwaltung eingegangen sein.

(7)	�Die Wahlleitung übernimmt die Bürgermeisterin bzw. ihre 
hauptamtliche Stellvertretung.

(8)	�Die Bewerber stehen in alphabetischer Reihenfolge mit Namen 
und Anschrift auf dem Stimmzettel.

(9)	�Die Wahl wird von einem Wahlvorstand durchgeführt, der aus 
drei Personen besteht. Die Mitglieder des Wahlvorstandes wer-
den durch den Wahlleiter berufen.

§ 5 Wählbarkeit
(1)	�Wählbar sind alle ab dem 10. Lebensjahr bis zur Vollendung des 

21. Lebensjahres, die ihren Hauptwohnsitz auf der Insel Lan-
geoog haben.

(2)	�Die gewählten Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirates können 
bis zum Ende der Wahlzeit über das 21. Lebensjahr hinaus im 
Beirat tätig sein.

(3)	�Eine Wiederwahl unter den Voraussetzungen von Absatz 1 und 2 
ist möglich.

§ 6 Bekanntgabe des Wahlergebnisses
(1)	�Nach Beendigung der Wahl sind die Stimmzettel durch den Wahl-

vorstand auszuzählen und das Ergebnis bekannt zu geben. Das 
Ergebnis ist ortsüblich bekannt zu machen.

(2)	�Gewählt sind die Bewerber, die die meisten Stimmen erhalten. 
Ergibt sich bei den zu wählenden Mitgliedern Stimmengleichheit, 
so entscheidet das Los, das der Wahlleiter zieht.

§ 7 Zusammensetzung des Kinder-  
und Jugendbeirates und Amtszeit

(1)	�Der Kinder- und Jugendbeirat besteht aus höchstens 7 Mitglie-
dern.

(2)	�Die Amtszeit der Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirates be-
trägt 2 Jahre.

(3)	�Sie beginnt mit der Bestätigung der Wahl und endet mit der Be-
stätigung des neuen Beirates durch die Inselgemeinde Langeoog.

(4)	�Scheidet ein Beiratsmitglied während der Amtszeit aus, so wird 
der freie Sitz durch Nachrücken besetzt.

§ 8 Konstituierende Sitzung (erste Sitzung)
(1)	�Zu der konstituierenden Sitzung lädt der Hauptverwaltungsbeam-

te der Inselgemeinde Langeoog ein.
(2)	�Die konstituierende Sitzung soll spätestens vier Wochen nach der 

Wahl stattfinden.
(3)	�Die Leitung übernimmt der Hauptverwaltungsbeamte der Insel-

gemeinde Langeoog bzw. seine hauptamtliche Stellvertretung.
(4)	�Die Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirates wählen aus ihrer 

Mitte einen Vorsitzenden sowie dessen Stellvertretung mit einfa-
cher Mehrheit.

§ 9 Geschäftsgang
(1)	�Der Kinder- und Jugendbeirat kann sich eine Geschäftsordnung 

geben.
(2)	�Der Vorsitzende lädt zu Sitzungen ein und leitet diese. Die Einbe-

rufungsfrist beträgt 7 Tage.
(3)	�Der Kinder- und Jugendbeirat kommt mindestens zweimal jähr-

lich und zusätzlich auf Antrag von mindestens drei Beiratsmit-
gliedern zu Sitzungen zusammen. Seine Sitzungen sind öffent-
lich.

(4)	�Der Beirat ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden Mit-
glieder beschlussfähig.

(5)	�Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Vorschlag abge-
lehnt.

§ 10 Sitzverlust, Ausschluss und Auflösung
(1)	�Ein gewähltes Mitglied scheidet aus dem Kinder- und Jugendbei-

rat aus, wenn es schriftlich sein Amt niederlegt oder nicht mehr 
seinen Hauptwohnsitz auf der Insel Langeoog hat.

(2)	�Sofern der Beirat die ihm übertragenen Aufgaben nicht oder nicht 
ausreichend wahrnimmt oder weniger als 4 Mitglieder hat, kann 
der Rat seine Auflösung und Neuwahlen beschließen.

(3)	�Ein gewähltes Mitglied kann aus dem Kinder- und Jugendbei-
rat ausgeschlossen werden, wenn es durch sein Handeln, seinen 
Äußerungen oder in sonstiger Weise zum Ausdruck bringt, dass 
es die Grundsätze und Regeln des Beirates nicht länger mitträgt. 
Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn das Mitglied vor-
sätzlich oder zum wiederholten Mal grob fahrlässig gegen die 
Grundsätze und Regeln dieser Satzung verstößt. Für den Aus-
schluss ist die Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder des Kin-
der- und Jugendbeirates erforderlich.

(4)	�Der Kinder- und Jugendbeirat hat das Recht sich selbst aufzulö-
sen, wenn er sich nicht mehr für leistungsfähig hält. Der Selbstau-
flösung müssen zwei Drittel der Mitglieder des Beirates zustim-
men.

§ 11 Räume, Finanzbedarf, Entschädigung
(1)	�Die Inselgemeinde Langeoog ist bei der Bereitstellung von 

Räumlichkeiten für Sitzungen und Sprechstunden des Kinder- 
und Jugendbeirates behilflich.

(2)	�Dem Kinder- und Jugendbeirat werden zur Unterstützung seiner 
Arbeit und Projekte Haushaltsmittel von mindestens 1000 € jähr-
lich zur Verfügung gestellt.

(3)	�Für die Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirates besteht Ver-
sicherungsschutz beim Kommunalen Schadensausgleich Nieder-
sachsen.

(4)	�Für die Tätigkeit im Beirat erhalten die Mitglieder nach dem Aus-
scheiden eine schriftliche Anerkennung (Urkunde).

§ 12 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
Langeoog, den 23. August 2023

Heike Horn
Bürgermeisterin

Friedhofsordnung (FO) 
für den Friedhof der Ev.-luth.  

Dionysius-Kirchengemeinde Asel in Asel
Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 
(Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Di-
onysius-Kirchengemeinde Asel am 05.07.2023 folgende Friedhofs-
ordnung beschlossen:
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe 
gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der 
Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an dem die 
Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht 
genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben ge-
ben wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten 
Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung.
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I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 

Geltungsbereich und Friedhofszweck
(1) �Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. Di-

onysius-Kirchengemeinde Asel in seiner jeweiligen Größe. Der 
Friedhof umfasst zur Zeit das Flurstück 59/1 Flur 6 Gemarkung 
Asel in Größe von insgesamt 0,1652 ha. Eigentümerin des Flur-
stückes ist die Ev.-luth. Dionysius-Kirchengemeinde Asel. 

(2) �Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem 
Ableben ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ge-
biet der Ev.-luth. Dionysius-Kirchengemeinde Asel hatten, sowie 
derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht auf Bestattung in einer 
bestimmten Grabstätte besaßen. Der Friedhof dient auch der Be-
stattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersäch-
sischen Bestattungsgesetzes. 

(3) �Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung.

§ 2 
Friedhofsverwaltung 

(1) �Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofsver-
waltung).

(2) �Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofs-
ordnung sowie den sonstigen kirchlichen und staatlichen Vor-
schriften.

(3) �Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kir-
chenvorstand einzelne Personen, einen Ausschuss oder eine 
kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.

(4) �Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit 
einer Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder Übertragung des 
Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung 
eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von 
Dienstleistungserbringern sowie mit der Erhebung von Gebühren 
und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verar-
beitet und genutzt werden. 

§ 3 
Schließung und Entwidmung 

(1) �Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten 
können aus einem wichtigen Grund beschränkt geschlossen, ge-
schlossen und entwidmet werden.

(2) �Nach der beschränkten Schließung  dürfen keine  neuen Nut-
zungsrechte mehr verliehen werden. Eine Verlängerung von be-
stehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die 
Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch in Grabstätten 
stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschränkten Schließung 
noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht 
belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezei-
ten abgelaufen waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach 
dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht 
neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis 
der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen von dieser Einschrän-
kung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung 
unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zulassen.

(3) �Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenom-
men werden.

(4) �Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der 
Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird erst ausgespro-
chen, wenn keine  Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ru-
hezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist ver-
gangen ist.

II. Ordnungsvorschriften
§ 4 

Öffnungszeiten
(1) �Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gege-

benen Zeiten – in jedem Fall, aber nur bei Tageslicht – für den 
Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht 
gestattet.

(2) �Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner 
Friedhofsteile aus besonderem Anlass vorübergehen untersagen.

(3) �Sofern bei Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof 
nur insoweit geräumt werden, wie dieses für die notwendige Auf-
rechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, geschieht 
die Benutzung nicht geräumter oder nicht gestreuter Wege auf 
eigene Gefahr.

§ 5 
Verhalten auf dem Friedhof

(1) �Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes und der Ach-
tung der Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besucher 
entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich in verletzen-
der Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische 
Kirche richten, die Würde des Menschen oder die Ruhe der Toten 
verletzen oder geeignet sind, politische Gedanken öffentlich zu 
verbreiten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofsper-
sonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Perso-
nen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des 
Friedhofs untersagen.

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:
	 a)	� die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skate-

boards aller Art – ausgenommen Kinderwagen, Rollstühlen, 
Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und 
der für den Friedhof zugelassenen Dienstleistungserbringer – 
zu befahren. Werden Fahrräder zum Transport von Arbeitsge-
räten oder Grabschmuck benötigt, sind diese zu schieben;

	 b)	� der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und 
Blumen, sowie das Anbieten von Dienstleistungen;

	 c)	� an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung stö-
rende Arbeiten auszuführen;
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	 d)	� die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und 
Fotoaufnahmen, außer zu privaten Zwecken. Aufnahmen auch 
zu privaten Zwecken sind grundsätzlich nicht zugelassen, so-
fern sie sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf aus-
wirken können;

	 e)	� Druckschriften und andere Medien (z. B. CD, DVD) zu vertei-
len, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestat-
tungsfeier notwendig und üblich sind;

	 f)	� Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen 
abzulagern oder mitgebrachten Unrat zu entsorgen;

	 g)	� Fremde Grabstätten und die Friedhofsanlage außerhalb der 
Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu verunreinigen;

	 h)	� Tiere mitzubringen. Hunde werden geduldet, sofern sie ange-
leint sind und gewährleistet ist, dass sie die Wege nicht ver-
lassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder 
verunreinigen;

(3) �Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie 
mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar 
sind und Interessen anderer nicht beeinträchtigt werden.

(4) �Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(5) �Hausmüll, Gewerbeabfälle und sonstige außerhalb des Friedhofs 
angefallene Abfälle dürfen nicht auf den Friedhof gebracht wer-
den.

§ 6 
Dienstleistungen

(1) �Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestat-
ter usw.) haben die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu 
beachten. 

(2) �Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die 
fachlich geeignet und in betrieblicher und personeller Hinsicht 
zuverlässig sind.

(3) �Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von 
der Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer untersagt wer-
den, wenn der Dienstleistungserbringer  nach vorheriger Mah-
nung gegen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen 
hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung ent-
behrlich.

(4) �Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien 
dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur an Stellen 
gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und La-
gerplätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und 
in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen und bei Unter-
brechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung 
Anderer ausgeschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen 
auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Geräte von Dienstleis-
tungserbringern dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestel-
len des Friedhofs gereinigt werden.

(5) �Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger 
für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit 
auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(6) �Folgende Leistungen werden zur Wahrung eines einheitlichen 
Erscheinungsbildes, zur Einhaltung bestattungsrechtlicher Vor-
schriften und zur Sicherung der Würde des Ortes entsprechender 
Abläufe auf dem Friedhof allein von der Friedhofsverwaltung er-
bracht: Bestattung (Ausheben und Verfüllen eines Grabes), Um-
bettung, allgemeine Friedhofsunterhaltung.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 7 

Anmeldung einer Bestattung
(1) �Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen 

Unterlagen rechtzeitig bei der mit der Verwaltung des Friedhofes 
beauftragten Person bzw. Verwaltungsstelle anzumelden. Dabei 
ist mitzuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst bei der 
Bestattung (einschließlich Trauerfeier) gestaltend mitwirken 
wird. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche 
Abläufe der Bestattung oder Trauerfeier vorgesehen sind. Dies 
gilt insbesondere für Bestattungen nach anderen als christlichen 
Ritualen und Abläufen.

(2) �Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung lei-
ten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschlie-
ßen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen 

Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wie-
derholung zu erwarten ist. Ebenso kann die Friedhofsverwaltung 
Handlungen und Rituale bei der Bestattung oder Trauerfeier un-
tersagen, wenn sie gegen den christlichen Glauben oder die evan-
gelische Kirche oder in anderer Weise gegen die Menschenwürde 
oder die Würde des Friedhofes verstoßen.

(3) �Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der bereits ein 
Nutzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(4) �Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstel-
lenden Person Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der 
Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt wer-
den.

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1) �Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshem-
menden Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach Satz 1 kann 
die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der 
zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öf-
fentlicher Belang nicht entgegensteht. 

(2) �Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeig-
net ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern 
oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetz-
ten Ruhefrist ermöglicht.

(3) �Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mit-
telmaß 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung ein-
zuholen. 

(4) �Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen 
gelten die Anforderungen des Absatzes 2 entsprechend. 

(5) �Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten Grüften sind 
nur Metallsärge oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die 
luftdicht verschlossen sind.

(6) �Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwen-
det werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottba-
ren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaf-fenheit des 
Bodens oder des Grundwassers zu verändern. 

§ 9
Ruhezeiten 

(1)	Die Ruhezeit für Leichen beträgt 
	 a)	� bei Verstorbenen  

bis zum vollendeten 5. Lebensjahr� 20 Jahre
	 b)	� bei Verstorbenen  

ab dem 6. Lebensjahr				    30 Jahre 
(2)	Die Ruhezeit für Aschen beträgt � 30 Jahre

§ 10
Umbettungen und Ausgrabungen

(1) �Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich 
nicht vorgenommen werden.

(2) �Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhe-
zeit nur mit Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde aus-
gegraben oder umgebettet werden.

(3) �Die berechtigte Person hat  sich gegenüber der Friedhofsverwal-
tung schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die 
bei der Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandset-
zung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten 
oder Friedhofsanlagen entstehen.

(4) �Alle Umbettungen sind bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. 
Die Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbet-
tung. Die Arbeiten dürfen nur in Anwesenheit und unter Aufsicht 
einer dafür von der Friedhofsverwaltung benannten Person vor-
genommen werden, die auch hinsichtlich der Grablage, Einhal-
tung von Sicherheitsbestimmungen, Lagerung des Grabaushubs 
und sonstiger weiterer Friedhofsvorschriften weisungsbefugt ist. 
Bei der nachfolgenden Wiederbeisetzung ist die Anwesenheit der 
Angehörigen zulässig.

(5) �Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitar-
beiter des Friedhofes für die Durchführung der Ausgrabungsar-
beiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Umbettung 
veranlassende Person selbst und auf eigene Kosten für eine Aus-
grabung durch einen fachlich geeigneten Dienstleistungserbrin-
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ger zu sorgen. Die Bereitstellung von Arbeitsgeräten ist mit der 
Friedhofsverwaltung abzustimmen.

(6) �Die Grabstätte ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungs-
gemäß zu verfüllen und sämtliche an der Grabstätte oder an 
Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträchtigungen zu be-
seitigen. Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen 
können umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen des 
Friedhofes bzw. neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen. 

(7) �Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Um-
bettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(8) �Mit Umbettung in ein Grab einer anderen Grabart auf dem Fried-
hof wird das Recht an der bisherigen Grabstätte entschädigungs-
los an die Friedhofsverwaltung zurück gegeben. Das Recht an der 
zukünftigen Grabstätte ist für die noch verbleibende Ruhezeit zu 
erwerben. Eine Erstattung oder Verrechnung von bereits gezahl-
ten Gebühren erfolgt nicht.

IV. Grabstätten
§ 11

Allgemeines
(1)	�Folgende Arten von Grabstätten stehen auf dem Friedhof zur Ver-

fügung:
	 a)	 Wahlgrabstätten		  (§ 13),
	 b)	 Rasenwahlgrabstätten		  (§ 14).
(2) �Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ih-

nen werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach Maß-
gabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung verliehen. 
Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht 
mehreren Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte Per-
sonen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwal-
tung mitzuteilen.

(3) �Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb eines Nutzungs-
rechtes an einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf Unver-
änderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(4) �In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche 
bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig 
– bei oder kurz nach der Geburt – verstorbenes Kind oder zwei 
gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebens-
jahr dürfen in einer Grabstelle bestattet werden.

(5) �In einer bereits belegten Sarg-Wahlgrabstelle dürfen zusätzlich 
zwei Aschen bestattet werden, wenn die bereits bestattete Per-
son der Ehegatte oder die Ehegattin oder der Lebenspartner oder 
die Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die eingetragene Le-
benspartnerschaft oder ein naher Verwandter war.

(6) �Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen je nach 
Lage etwa folgende Größe haben:

	 a) für Särge von Erwachsenen:	 Länge: 2,50 m� Breite: 1,20 m,
	 b) für Särge von Kinder:	 Länge: 1,25 m� Breite: 1,20 m,
	 c) für Urnen:	 Länge: 1,25 m� Breite: 1,20 m.
	� Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. 

Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßge-
bend.

(7) �Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg 
bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Oberkante 
Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen 
müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände 
getrennt sein.

(8) �Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt wer-
den, die dafür von der Friedhofsverwaltung bestimmt oder zuge-
lassen sind.

(9)	�Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, 
Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), soweit erfor-
derlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das 
Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung.

(10)	�Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus 
Absatz 9 nicht nach und muss beim Ausgeheben des Grabes das 
Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die 
dadurch entstehenden Kosten von der nutzungsberechtigten Per-
son dem Friedhofsträger zu erstatten. Ein Anspruch auf Wieder-
verwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht.

§ 12
– entfällt –

§ 13
Wahlgrabstätten

(1) �Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen oder Be-
stattungen von Aschen, die mit einer oder mehreren Grabstellen 
vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jah-
re, jeweils vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das Nut-
zungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt.

(2) �Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Absatz 
2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um Zeiträume von je-
weils mindestens 5 Jahre verlängert werden, höchstens jedoch um 
die Zeit eines neuen Nutzungsrechtes gem. Absatz 1. Die Fried-
hofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung 
eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung 
verlängert sich das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte 
bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung 
richten sich nach der jeweiligen Gebührenordnung.

(3) �In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person 
und folgende Angehörige bestattet werden:

	 a)	 Ehegatte,
	 b)	� Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die 

eingetragene Lebenspartnerschaft,
	 c)	 Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,
	 d)	� Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder 

Mütter,
	 e)	 Eltern,
	 f)	 Geschwister,
	 g)	 Stiefgeschwister,
	 h)	 die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.
	� Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer 

von den bestattungsberechtigten Personen bestattet wird. Kann 
nach dem Tode einer bestattungsberechtigten Person die Ent-
scheidung der nutzungsberechtigten Person der Friedhofsverwal-
tung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist 
die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, 
die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtver-
wandter Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten 
Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

(4) �Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nut-
zungsrecht auf eine der in Absatz 3 Buchstaben a) bis h) genann-
ten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung 
sind schriftliche Erklärungen der bisherigen und der neuen nut-
zungsberechtigten Person sowie die schriftliche Genehmigung 
der Friedhofsverwaltung erforderlich.

(5) �Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung 
schriftlich mitteilen, auf welchen ihrer bestattungsberechtigten 
Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. 
Eine schriftliche Einverständniserklärung der Rechtsnachfolgerin 
oder des Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat die nut-zungs-
berechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht 
nach ihrem Tode übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an 
die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in der 
dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 
innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. 
Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin hat der Fried-
hofsverwaltung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer 
Nutzungsberechtigter oder sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist 
der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran in-
teressiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das 
Nutzungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 genannten Perso-
nen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person 
übertragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes be-
stattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die Übertra-
gung gilt  Absatz 4.

§ 14
Rasengrabstätten

(1) �Rasengrabstätten sind pflegefreie Grabstätten für Erd- oder Ur-
nenbestattungen, die mit einer oder mehreren Grabstellen verge-
ben werden.

(2) �Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht, 
Herrichtung, Instandhaltung und Pflege der Grabstätten obliegt 
dem Friedhofsträger.

(3) �Die Rasengrabstätten sind je Grabstelle mit einer bündig in den 
Rasen eingelassenen liegenden Grabplatte zu versehen. Die Be-



– Amtsblatt Landkreis Wittmund / 31. August 2023 / Seite 67 –

schaffung der Grabplatten erfolgt durch den Nutzungsberechtig-
ten auf eigene Rechnung. Es dürfen ausschließlich Grabplatten 
mit folgenden Maßen verwendet werden:

Länge: 0,30 m       Breite: 0,50 m.
	� Bei einer 2-stelligen Grabstätte kann anstelle von zwei einzelnen 

Platten auch eine gemeinsame Platte in doppelter Breite mittig 
verlegt werden. Die Platten müssen eine Mindeststärke von 5 cm 
aufweisen. Die Beschriftung ist einzugravieren, erhabene Buch-
staben sowie das Auslegen mit Gold- oder Silberschrift sind nicht 
zulässig.

(4) �Auf der Grabfläche sind Anpflanzungen, das Aufstellen von Scha-
len o. ä., stehender Blumenschmuck, andere individuelle Grab-
gestaltung und Ablegen von Grabschmuck nicht zulässig. Grab-
schmuck, der auf der Grabplatte abgelegt oder abgestellt wird und 
deren Abmessungen nicht überschreitet, ist von dieser Regelung 
ausgenommen. Bei Zuwiderhandlungen kann er von den Fried-
hofsmitarbeitern jederzeit entfernt werden. Die Friedhofsverwal-
tung ist dabei zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände (z. B. 
Pflanzschalen und dergl.) nicht verpflichtet.

(5) �Die nachträgliche Umwandlung von Grabstätten gemäß § 13 in 
entsprechende Rasengrabstätten ist grundsätzlich möglich, er-
fordert aber die Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Das Ab-
räumen und Einebnen der Grabstätte obliegt in diesem Fall dem 
Nutzungsberechtigten.

(6) �Bei gemäß Absatz 5 umgewandelten Grabstätten kann ein vor-
handenes Denkmal bestehen bleiben, sofern es den Anforderun-
gen an die Standsicherheit genügt. Bei Entfernen eines solchen 
Denkmals ist eine Grabplatte nach Absatz 3 anzubringen. Ge-
schieht dies nicht innerhalb von drei Monaten nach Einebnung 
der Grabstätte, kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten eine entsprechende Grabplatte anbringen 
lassen.

(7) �Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, 
gelten die Regelungen des § 13 entsprechend.

§ 15
– entfällt –

§ 16 
Rückgabe von Wahlgrabstätten

(1) �Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an 
teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit, 
zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte 
Grabstätte zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung.

(2) �Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten be-
steht kein Anspruch auf Gebührenerstattung. 

(3) �Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten 
übergroßer Wahlgrabstätten (Wahlgrabstätten mit mehr als sechs 
Grabstellen) besondere schriftliche Vereinbarungen über die 
künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch auf Abschluss von 
derartigen Vereinbarungen besteht nicht. 

§ 17 
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeich-
nis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an welcher Stelle bestattet 
ist und wann die Ruhezeit abläuft.

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen
§ 18

Gestaltungsgrundsatz
Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzu-
passen, dass der Friedhofszweck und die Würde des Friedhofs in 
seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 
Alle Grabstätten müssen im Rahmen dieser Vorschrift hergerichtet 
und dauernd verkehrssicher instandgehalten werden.

§ 19
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen 

und anderen Anlagen
(1) �Die Aufgabe eines Grabmales soll es sein, das Grab nicht nur zu 

bezeichnen, sondern vielmehr das Andenken an die Verstorbenen 
zu erhalten.

(2) �Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, 
dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken oder Fried-

hofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Die Gestaltung darf 
sich ferner nicht gegen den christlichen Glauben, die Menschen-
würde oder die Würde eines Friedhofes richten. Im Übrigen gilt 
§ 18 entsprechend. Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an 
der Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger Weise 
angebracht werden. Grabmale aus anderen Materialien als Na-
turstein (z. B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, 
usw.) sind nicht gestattet. Grabmale, Stelen und Kreuze aus Holz 
sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzimprägnierung behandelt 
werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur 
in Grautönen bzw. schwarz gestrichen werden.

(3) �Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte 
Rücksicht zu nehmen. Das Grabmal soll sich harmonisch in das 
Gesamtbild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Das 
Grabmal ist grundsätzlich auf der Westseite der Grabstätte mit der 
Schrift nach Osten aufzustellen. Die Friedhofsverwaltung kann 
für bestimmte Bereiche andere Bestimmungen erlassen. Wenn 
ein bestehendes Grabmal nicht dieser Standortbestimmung ent-
spricht, ist dieser Zustand spätestens bei der nächsten Inanspruch-
nahme dieser Grabstätte herzustellen.

(4) �Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem und 
verkehrssicherem Zustand zu halten. Hierfür sind die nutzungs-
berechtigten Personen verantwortlich.

(5) �Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen 
oder Teilen davon gefährdet, ist die für die Unterhaltung verant-
wortlichen nutzungsberechtigten Personen verpflichtet, unver-
züglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann der 
Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen 
geeignete Sicherungsmaßnahmen treffen (z. B. Absperrungen, 
Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, 
ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen 
oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen 
zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Personen nicht bekannt 
oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als 
Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweis-
schild auf den Grabstätten, das für die Dauer von einem Monat 
aufgestellt wird.

§ 19a
Verwendung von Natursteinen

(1) �Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen aus Na-
tursteinen auf dem Friedhof verwendet werden, wenn

	 1.	� glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet 
gewonnen oder hergestellt wurden, in dem das Übereinkom-
men über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Be-
seitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. 
Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. 
Juni 2002, BGBl. II S. 2352) eingehalten wird, oder

	 2.	 ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt.
(2) �Derzeit erfüllen folgende Staaten diese Voraussetzungen: Austra-

lien, Belgien, Bosnien-Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Däne-
mark, Estland, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mazedo-
nien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Russland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, 
Spanien, Türkei, Tschechien, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

	� Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die aus 
einem Drittland in einen der in Satz 1 genannten Staaten oder 
das Gebiet importiert worden sind, in dem das in Absatz 1 Nr. 1 
genannte Übereinkommen nicht eingehalten wird, ist eine dahin-
gehende Erklärung abzugeben.

(3) �Als Nachweis nach Absatz 1 Nummer 2 gilt ein Zertifikat einer 
der nachfolgenden Organisationen:

	 1.	 Fair Stone
	 2.	 IGEP
	 3.	 Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN
	 4.	 Xertifix
	� Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Ver-

einigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 Satz 4 des Gesetzes über 
das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) setzt 
voraus, dass die erklärende Stelle 



– Amtsblatt Landkreis Wittmund / 31. August 2023 / Seite 68 –

	 1.	� über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Ge-
biet des Überein-kommens über das Verbot und unverzügli-
che Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Be-
kanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 2352) verfügt, 

	 2.	� weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am 
Handel mit Steinen beteiligt ist, 

	 3.	� ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleich-
wertigen Erklärung dokumentiert und die Dokumentation auf 
Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme bereit-
stellt,

	 4.	� erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von 
Kinderarbeit durch unangekündigte Kontrollen im Herstel-
lungsstaat vergewissert hat.

(4) �Für die abzugebende Erklärung kann das durch die Friedhofs-
verwaltung bereitgestellte und auf der Internetseite des Ev.-luth. 
Kirchenamtes in Aurich (www.kirchenamt-aurich.de) hinterlegte 
Muster „Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a 
BestattG“ verwendet werden.

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten
§ 20

Allgemeines
(1) �Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach deren Be-

legung hergerichtet sein. Werden Nutzungsrechte ohne sofortige 
Belegung im Voraus erworben oder überschreitet das Nutzungs-
recht den Ablauf aller Ruhezeiten, ist die Herrichtung nicht zwin-
gend erforderlich; Der Friedhofsträger kann für die Pflege solcher 
Grabstätten jedoch besondere Gebührenregelungen treffen.

(2) �Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nut-
zungsberechtigten Personen verpflichtet. Die Verpflichtung zur 
Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes.

(3) �Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher 
als das Niveau der angrenzenden oder nächsten Wege. Auf Dauer 
angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. Die zulässige Grabstät-
tengröße darf nicht überschritten werden. Die Grabstätten dür-
fen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte 
Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
Die Bepflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hin-
auswachsen. Das Pflanzen vom Bäumen ist nicht gestattet. Sträu-
cher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach eine 
Höhe von 1,50 m nicht überschreiten werden. Ansonsten sind sie 
auf diese Höhe zurückzuschneiden oder zu entfernen.

(4) �Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, abster-
bende oder Bestattungen behindernde Hecken und Sträucher zu 
beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Kränze usw. 
sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgese-
henen Plätzen abzulegen.

(5) �Die Grabstätten sind einzufassen. Grabeinfassungen können aus 
natürlichen Pflanzen oder festem Material bestehen, sofern bei 
bestimmten Grabarten oder Friedhofsbereichen nichts anderes 
geregelt ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden inner-
halb der Grababmessungen und möglichst niedrig zu halten. 
Feste Grabeinfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Sie 
sollen in Material und Gestaltung eine harmonische Einheit mit 
einem eventuellen Grabmal bilden. 

(6) �Grababdeckung mit festen Materialien sollen aus Naturstein be-
stehen. Eine Abdeckung der Grabstätte mit festen Materialien ist 
nur bis zu 1/3 der Gesamtfläche der Grabstätte zugelassen. Das 
gilt auch für die Belegung einer Grabstätte mit Kies oder Splitt 
anstelle einer Bepflanzung. Es darf kein luft- und wasserundurch-
lässiger Unterbau angelegt werden. Die Friedhofsverwaltung 
kann widerrechtlich aufgebrachte Abdeckungen auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten entfernen lassen.

(7) �Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegt allein der Friedhofsverwaltung.

(8) �Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von 
Schäden, die durch fremde Personen oder Tiere hervorgerufen 
werden, Vorkehrungen zu treffen.

§ 21
Grabpflege, Grabschmuck

(1) �Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämp-
fungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reinigungs-

mitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und ande-
ren Anlagen ist nicht gestattet.

(2) �Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, 
insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, in 
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenan-
zuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet 
werden (ausgenommen sind Grabvasen, Grablichter und Markie-
rungszeichen) und dürfen, ebenso wie Verpackungsmaterial und 
Transportbehälter aus diesen Stoffen, nicht in die Friedhofsab-
fälle gelangen, sondern sind mitzunehmen, soweit keine entspre-
chende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird.

(3) �Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für die 
Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.

§ 22
Vernachlässigung

(1) �Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder 
gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher 
Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb 
einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt sie 
der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ord-
nung bringen oder bringen lassen. Ist die nutzungsberechtigte 
Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachgekommen, kann 
die Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne Entschä-
digung entziehen, soweit sie die nutzungsberechtigte Person 
schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem 
Entziehungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufge-
fordert, das Grabmal und die anderen Anlagen innerhalb von drei 
Monaten nach Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen.

(2) �Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche 
Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung  und 
Pflege hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte nutzungs-
berechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte 
aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu 
setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate un-
beachtet, kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungs-
berechtigten Person

	 a)	 die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und
	 b)	 Grabmale und  andere Anlagen beseitigen lassen.
(3) �Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 ent-

sprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die nut-
zungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne beson-
deren Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den 
Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten Person ent-
fernen oder entfernen lassen.

VII. Grabmale und  andere Anlagen
§ 23

Errichtung und Änderung von Grabmalen
(1) �Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen 

Anlagen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklä-
rung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung und den 
Vorgaben des technischen Regelwerks entspricht. 

(2) �Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maß-
stab beizufügen. In den Anzeigeunterlagen sollen alle wesentli-
chen Teile erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel mit 
Bemaßung und Materialangaben sowie die Gründungstechnik 
mit Maßangaben und Materialbenennung in den Anzeigeunterla-
gen eingetragen sein.

(3) �Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollstän-
digen Anzeige begonnen werden, wenn seitens der Friedhofsver-
waltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes ge-
gen die Friedhofsordnung oder das technische Regelwerk geltend 
gemacht werden. Vor Ablauf von drei Monaten darf begonnen 
werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Überein-
stimmung mit der geltenden Friedhofsordnung und die Vollstän-
digkeit der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten bestätigt.

(4) �Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach Einrei-
chen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist.

(5) �Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen ver-
kehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe nach den 
allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu 
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befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öff-
nen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßgebendes Regel-
werk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich 
die aktuelle Fassung der „Technischen Anleitung zur Standsi-
cherheit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) der Deutschen Na-
turstein-Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA-Grabmal gilt für die 
Planung, Erstellung, Ausführung, die Abnahmeprüfung und jähr-
liche Prüfung der Grabmalanlagen.

(6) �Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat 
der Steinmetz oder sonstige Dienstleistungserbringer (mit gleich-
wertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, Berech-
nung und Ausführung von Gründungen) eine Abnahmeprüfung 
nach Abschnitt 4 der TA-Grabmal vorzunehmen.  Die gleichwer-
tige Qualifikation i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der 
Prüfablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren.

(7) �Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtig-
te Person hat der Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen 
nach Fertigstellung der Grabmalanlage die Dokumentation der 
Abnahmeprüfung und die Abnahmebescheinigung entsprechend 
den Anforderungen der TA-Grabmal vorzulegen.

(8) �Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungser-
bringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter 
Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die an-
gemessene Gründungsart zu wählen und nach der TA-Grabmal 
die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die 
Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Befes-
tigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszu-
wählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner müssen sie 
die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und 
fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kon-
trollieren und zu dokumentieren.

(9) �Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten 
Grabmals und anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen und 
den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwal-
tung der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist 
zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals und anderer 
Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Fried-
hofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht ordnungs-
mäßiger Gründung und Befestigung des Grabmals und anderer 
Anlagen gilt § 19 Absatz 5.

§ 24
Mausoleen und gemauerte Grüfte

(1) �Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte be-
stehen, können sie im Rahmen der bestehenden Nutzungsrechte 
genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. Im Übrigen gel-
ten § 19 Absätze 4 und 5 entsprechend. 

(2) �Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mauso-
leen oder gemauerten Grüften ist nur möglich, wenn sich die nut-
zungsberechtigten Personen in schriftlichen Verträgen gegenüber 
der Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung 
und Unterhaltung der Mausoleen und Grüfte verbundenen Kosten 
und die Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. Nach Beendi-
gung des Nutzungsrechts sind die Mausoleen oder gemauerten 
Grüfte von den nutzungsberechtigten Personen vollständig zu 
entfernen.

§ 25
Entfernung

(1) �Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nutzungs-
rechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung 
entfernt werden.

(2) �Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die 
sonstigen Anlagen durch die nutzungsberechtigten Personen zu 
entfernen, sofern sie nicht unter § 26 fallen. Sind die nutzungs-
berechtigten Personen nicht bekannt oder ohne besonderen Auf-
wand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentli-
che Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte 
für drei Monate. Werden die Grabmale und sonstigen Anlagen 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungs-
rechts entfernt, fallen sie entschädigungslos in die Verfügungs-
gewalt des Friedhofsträgers. Für beseitigte Anlagen wird kein 
Ersatz geleistet. Die Kirchengemeinde ist zur Aufbewahrung 
abgeräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht verpflichtet.

(3) �Sofern die Grabstätten vom Friedhofsträger abgeräumt werden, 
sind die dadurch entstehenden Kosten von den nutzungsberech-
tigten Personen dem Friedhofsträger zu erstatten. 

§ 26 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Mög-
lichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten.

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern
§ 27 

Leichenhalle 
Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestat-
tung. Sie ist Eigentum der Stadt Wittmund und liegt außerhalb der 
Friedhofsanlage auf dem Grundstück der Stadt Wittmund. Die Be-
stimmungen über die Nutzung erlässt die Stadt Wittmund.

§ 28 
Benutzung der Kirche

(1) �Für verstorbene Personen, die zum Zeitpunkt ihres Todes Mit-
glieder einer der Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen in 
Deutschland e.V. angehörenden Kirche oder christlichen Gemein-
schaft waren, steht für die Trauerfeier die Kirche zur Verfügung.

(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen.
(3) �Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die ver-

storbene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 
Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder 
bei ihr der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten 
Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des Zustan-
des der Leiche bestehen.

(4) �Die anlässlich der Trauerfeier vom Bestatter vorgenommene Aus-
stattung der Kirche ist nach der Trauerfeier wieder vollständig zu 
entfernen.

IX. Haftung und Gebühren
§ 29

Haftung
(1) �Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch 

von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale und andere 
Anlagen entstehen. 

(2) �Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht-
ordnungsgemäße Benutzung des Friedhofes, seiner Anlagen und 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 
Im Übrigen haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit.

§ 30
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind 
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührenordnung zu 
entrichten.

X. Schlussvorschriften
§ 31

Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) �Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung 

zum 1. des auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Mo-
nats in Kraft.

(2) �Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung tritt die Friedhofsord-
nung in der Fassung vom 14.01.2015 außer Kraft.

Asel, 05.07.2023
Der Kirchenvorstand:

(L. S.)
	 Folkers	 Frerichs
	Vorsitzende	 Kirchenvorsteher

Bekanntmachung der Friedhofsordnung
Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die nach § 66 Absatz 3 Nummer 2 der Kirchengemein-
deordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers erforderliche 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde hat das Landeskirchenamt am 
31.07.2023 erteilt.

Tiemann
Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich
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Ordnung zur 1. Änderung  
der Friedhofsgebührenordnung 

für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Asel in Asel

Gem. § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher 
Friedhöfe vom 13.11.1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der 
Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Asel in Asel hat der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde in seiner 
Sitzung am 05.07.2023 folgende Ordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Friedhofsgebührenordnung für den Friedhof 

der Ev.-luth. Kirchengemeinde Asel in Asel
Die Friedhofsgebührenordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kir-
chengemeinde Asel in Asel vom 19.08.2020 (Amtsblatt für den Land-
kreis Wittmund Nr. 19 vom 30.11.2020) wird wie folgt geändert:
§ 6 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6 – Gebührentarif
I. �Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grab- 

stätten – je Grabstelle –:
	 1.	Wahlgrabstätten:
		  a) Sarg, für 30 Jahre:� 1.125,00 €
		  b) für jedes Jahr der Verlängerung:� 37,50 €
		  c) Kindersarg, für 30 Jahre:� 900,00 €
		  d) für jedes Jahr der Verlängerung:� 30,00 €
		  e) Urne, für 30 Jahre:� 900,00 €
		  f) für jedes Jahr der Verlängerung:� 30,00 €
	 2.	Pflegefreie Rasengrabstätten:
		  a) Rasenwahlgrab Sarg, für 30 Jahre:� 1.455,00 €
		  b) für jedes Jahr der Verlängerung:� 48,50 €
		  c) �Rasenwahlgrab Kindersarg, für 30 Jahre:� 1.065,00 €
		  d) für jedes Jahr der Verlängerung:� 35,50 €
		  e) Rasenwahlgrab Urne, für 25 Jahre:� 1.065,00 €
		  f) für jedes Jahr der Verlängerung:� 35,50 €
		�  Für jedes Jahr der Umwandlung einer bepflanzten Grabstätte 

in eine pflegefreie Rasengrabstätte (zahlbar im Voraus für die 
verbleibende Nutzungsdauer):

		  g) Sargstelle, pro Jahr:� 20,00 €
		  h) Kindersargstelle, pro Jahr:� 10,00 €
		  i) Urnenstelle, pro Jahr:� 10,00 €
Hinweise:
1.	� Überschreitet bei zusätzlicher Beisetzung einer Urne in einer 

bereits belegten Grabstätte die neue Ruhezeit die bisherige Nut-
zungszeit, wird eine Gebühr nach vorstehenden Sätzen für jedes 
Jahr der Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelli-
gen Grabstätten für jede Stelle.

2.	� Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind 
nur in vollen Kalenderjahren möglich.

3.	� Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb, die Umwandlung 
und die Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für den gesamten 
Zeitraum im Voraus erhoben.

II. Gebühren für die Bestattung bzw. Beisetzung:
für das Ausheben und Verfüllen der Gruft:
	 a) für eine Sargbestattung ab 6. Lebensjahr:� 250,00 €
	 b) für eine Sargbestattung im Kindergrab:� 125,00 €
	 c) für eine Urnenbeisetzung:� 125,00 €
III. Gebühren für Ausgrabungen:
	 a) Festsetzung erfolgt im Einzelfall nach Aufwand.
	 b) Erstattung eventueller Auslagen für Fremdkosten.
IV. Gebühr für die Nutzung der Kirche:
	 Benutzung der Kirche, je Trauerfeier:� 65,00 €
V. Friedhofsunterhaltungsgebühr:
Für die laufende Unterhaltung des Friedhofes (Personalkosten der 
Unterhaltung sowie Sachkosten wie Wasser, Abfallentsorgung, 
Kraftstoffe, Material für Nachbesserungen, Reparaturen und Nach-
pflanzungen, die nicht bereits über die Nutzungsrechtsgebühren ab-
gedeckt sind),
	 für ein Jahr – je Grabstelle –:� 11,50 € 
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr gilt nur für Nutzungsrechte an 
Grabstätten, die vor dem 01.03.2015 erworben oder verlängert wur-

den (Altfälle). Bei Neuerwerb und Verlängerungszeiten von Nut-
zungsrechten ab 01.03.2015 wird keine Friedhofsunterhaltungsge-
bühr mehr erhoben. Die Kosten für die laufende Unterhaltung des 
Friedhofes sind dann in der Nutzungsgebühr enthalten.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr kann zu Hebungszeiträumen von 
bis zu drei Jahren zusammengefasst werden.
Die laufenden Gebühren können für die Restlaufzeit des Nut-
zungsrechtes mit der Zahlung des Gesamtbetrages abgelöst wer-
den.
VI. Sonstige Gebühren:
Pauschale für Verwaltungstätigkeiten auf Antrag /  
Veranlassung (z. B. Umschreibung des Nutzungsrechtes,  
Umwandlung der Grabart):� 15,00 €“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung 
und öffentlichen Bekanntmachung zum 01. des auf die Bekanntma-
chung folgenden Monats in Kraft. 
Asel, den 05.07.2023

Der Kirchenvorstand:
(L. S.)

	 Folkers	 Frerichs
	Vorsitzende	 Kirchenvorsteher

Bekanntmachung
Die vorstehende Ordnung zur 1. Änderung der Friedhofsgebühren-
ordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach § 66 Ab-
satz 3 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landes-
kirche Hannovers erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
hat das Landeskirchenamt am 31.07.2023 erteilt.

Tiemann
Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich

Friedhofssatzung für den Begräbniswald 
„Gedächtniswald Friedeburg“ 

der Gemeinde Friedeburg
Aufgrund des § 20 des Niedersächsischen Gesetzes über das Lei-
chen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) vom 8. Dezem-
ber 2005 (Nds. GVBl. S. 381), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 23. Februar 2022 (Nds. GVBl. S. 134), und der §§ 10, 
11, 13 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 
588), hat der Rat der Gemeinde Friedeburg am 28.06.2023 folgende 
Friedhofssatzung für den Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg 
beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) �Der Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg bietet eine zusätz-
liche Grab- und Bestattungsform. Er dient ausschließlich der Bei-
setzung von Urnen im Wurzelwerk des Bewuchses innerhalb der 
festgesetzten Grenzen und den jeweils von der Gemeinde Friede-
burg und der Betreiberin freigegebenen Flächen. 

(2) �Diese Friedhofssatzung gilt ausschließlich für den Gedächtnis-
wald der Gemeinde Friedeburg. 

(3) �Zum Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg gehören folgende 
Waldflächen: 

	� Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 1 und 2 
der Flur 4, Gemarkung Friedeburg und die Flurstücke 70/10 und 
71/7 tlw. der Flur 2, Gemarkung Hesel.

(4) �Die Verwaltung des Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg 
obliegt der Gedächtniswald Logabirum GmbH, ansässig Zoostr. 
1, 26789 Leer (im folgenden Text „Betreiberin“ genannt). 

§ 2 
Nutzungsberechtigung 

Im Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg kann neben Einwoh-
nerinnen und Einwohnern der Gemeinde Friedeburg jeder bestattet 
werden, der entgeltlich von der Betreiberin ein Nutzungsrecht an 
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einer Baumgrabstätte im Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg 
erworben hat. Ist die Dauer des erworbenen Nutzungsrechtes kürzer, 
als die gesetzlich vorgeschriebene Mindestruhezeit, kann das Nut-
zungsrecht nicht in Anspruch genommen werden. Die Berechtigung 
bezieht sich mindestens auf die Mindestruhezeit von zwanzig Jahren 
sofern keine andere gesetzliche Regelung getroffen wird. Anschlie-
ßend sind sowohl eine kostenpflichtige Verlängerung mit demselben 
Nutzer (Nutzer meint in dieser Satzung immer „Nutzer oder seine 
Rechtsnachfolger“) nach freier Vereinbarung als auch eine Wieder-
belegung durch einen anderen Nutzer möglich. 

§ 3 
Bestattungsflächen 

(1) �Im Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg erfolgt eine Bei-
setzung der Asche ausschließlich im Wurzelbereich der als Ruhe-
bäume registrierten Bäume im Umkreis von ca. 1,5 m bis 3 m ab 
Stamm gemessen. Im Wurzelbereich jedes Ruhebaumes können 
bis zu 14 Urnen beigesetzt werden. 

(2) �Die Bestattungsflächen mit den darauf befindlichen Bäumen wer-
den nach dem Konzept des Gedächtniswaldes genutzt. Hierbei 
werden ausnahmslos biologisch abbaubare Urnen mit der Asche 
der Verstorbenen im Wurzelbereich vorhandener Bäume beige-
setzt. Alle Bäume sind seitens der Nutzer in ihrem natürlichen 
Charakter zu belassen. Das Erscheinungsbild des Waldes ist bei-
zubehalten und darf nicht durch die Nutzer verändert werden. 

(3) �Die Urnenbeisetzung im Gedächtniswald der Gemeinde Friede-
burg gestalten die Angehörigen des Verstorbenen in Abstimmung 
mit der Betreiberin. Die Beisetzung wird ausschließlich von der 
Betreiberin oder einem von ihr beauftragten Dritten vorgenom-
men. 

§ 4 
Öffnungszeiten 

(1) �Der Gedächtniswald ist Wald im Sinne des Waldgesetzes. Dem-
nach unterliegt die Einrichtung dem allgemeinen Betretungs-
recht, das ein Betreten des Waldes ohne zeitliche Einschränkung 
gestattet. 

(2) �Die Betreiberin kann beim Vorliegen sachlicher Gründe das Be-
tretungsrecht für Teilflächen oder insgesamt einschränken oder 
vorübergehend untersagen. 

(3) �Bei Sturm (Windstärke 8 oder mehr auf der Beaufort-Skala), 
Gewitter und Naturkatastrophen ist der Gedächtniswald der Ge-
meinde Friedeburg geschlossen und darf nicht betreten werden. 

§ 5 
Benutzungsregeln 

(1) �Jeder Besucher des Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg 
hat sich der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Den 
Anordnungen des aufsichtsbefugten Personals der Betreiberin ist 
Folge zu leisten. 

(2) �Innerhalb des Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg ist ins-
besondere nicht gestattet: 

	 a)	 Beisetzungen zu stören
	 b)	� das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht 

besondere Erlaubnis hierzu erteilt ist; ausgenommen von die-
sem Verbot sind Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeu-
ge der Forstverwaltung, 

	 c)	� Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder 
diesbezüglich zu werben und ohne Auftrag von Angehörigen 
gewerbsmäßig zu fotografieren, 

	 d)	� an Sonn- und Feiertagen sowie in der zeitlichen Nähe einer 
Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 

	 e)	� Druckschriften zu verteilen; ausgenommen Drucksachen, die 
im Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und üblich sind, 

	 f)	 den Wald und die Anlagen zu verunreinigen, 
	 g)	� Abraum oder Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgese-

henen Plätze abzulegen, 
	 h)	 Veranstaltungen jeglicher Art durchzuführen, 
	 i)	 zu lärmen oder zu lagern, 
	 j)	 zu rauchen. 
(3) �Die Betreiberin kann Ausnahmen zulassen, soweit diese mit dem 

Zweck des Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg vereinbar 
ist. 

(4) �Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusam-
menhängende Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Be-
treiberin; sie sind spätestens eine Woche vor Durchführung anzu-
melden. Als Totengedenkfeier gilt eine Versammlung von mehr 
als fünf Personen. 

§ 6 
Vorschriften für die Nutzer zur Gestaltung 

(1) �Die Urnen werden so beigesetzt, dass sie von mindestens 50 Zen-
timetern Erde bedeckt sind, wobei keine Grabhügel erlaubt sind, 
sondern ein einheitliches Bodenniveau eingehalten wird. Das ge-
samte Umfeld ist in natürlichem Charakter zu belassen. 

(2) �Eine Beisetzung der Aschen erfolgt ausschließlich an registrierten 
und kartographierten Stellen nach Zustimmung der Betreiberin. 
Der gewachsene und grundsätzlich naturbelassene Gedächtnis-
wald der Gemeinde Friedeburg darf in seinem Erscheinungsbild 
nicht durch die Nutzer gestört oder verändert werden. Es ist nicht 
zulässig, die Ruhebäume zu bearbeiten, zu schmücken oder in 
sonstiger Weise zu verändern. 

(3) �Im Wurzelbereich der Ruhebäume und auf dem Waldboden dür-
fen nur durch die Betreiberin Veränderungen vorgenommen wer-
den. Insbesondere ist es nicht gestattet: 

	 a)	 Grabmale, Gedenksteine oder Baulichkeiten zu errichten, 
	 b)	 Kränze, Grabschmuck oder Erinnerungsstücke niederzulegen, 
	 c)	 Kerzen oder Lampen aufzustellen, 
	 d)	 ohne Erlaubnis der Betreiberin Anpflanzungen vorzunehmen. 

§ 7 
Markierungen 

(1) �Die Ruhebäume erhalten zum Auffinden des Baumes eine Regist-
riernummer von ca. 5,0 cm im Durchmesser. Darüber hinaus wird 
die Anbringung einer Platte am Baum (Fläche von 430x195mm) 
erlaubt. Auf dieser Platte können bis zu 14 Namensschilder be-
festigt werden. 

(2) �Bei jungen Bäumen wird die Platte an einer separaten Holzstehle 
angebracht. 

§ 8 
Pflege der Grabstätten 

(1) �Der Gedächtniswald der Gemeinde Friedeburg ist ein naturnah 
bewirtschafteter Wald. Die forstliche Bewirtschaftung erfolgt im 
Rahmen der geltenden Bestimmungen unter umfassender Rück-
sichtnahme auf die Ruhebäume. Grabpflege im herkömmlichen 
Sinne ist nicht zulässig. 

(2) �Die Betreiberin oder ein von ihr beauftragter Dritter darf Pflege-
eingriffe an den Ruhebäumen durchführen, wenn diese aus Grün-
den der Verkehrssicherungspflicht oder der Erhaltung geboten 
sind. 

(3) �Pflegeeingriffe durch Nutzer oder andere nicht von der Betreibe-
rin beauftragte Dritte sind nicht zulässig. 

§ 9 
Haftung 

(1) �Für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung des 
Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg, seiner Anlagen und 
Einrichtungen durch dritte Personen, durch Tiere oder höhere 
Gewalt in der Fläche oder an einzelnen Bäumen entstehen, wird 
nicht gehaftet. 

(2) �Das Betreten des Gedächtniswalds der Gemeinde Friedeburg ge-
schieht gemäß der geltenden wald- und forstrechtlichen Rechts-
lage auf eigene Gefahr. Für Schäden, die beim Betreten des Ge-
dächtniswalds der Gemeinde Friedeburg entstehen, besteht keine 
Haftung. 

(3) �Dem Waldeigentümer und der Betreiberin obliegen die allgemei-
nen Obhuts- oder Überwachungspflichten. Sie haften bei Perso-
nenschäden nur dann, wenn diese Schäden nachweisbar durch 
vorsätzliche oder grob fahrlässige Handlungsweisen ihrer Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter verursacht werden. 

§ 10 
Dokumentation 

In Listenform wird ein Baumregister der veräußerten Bäume und der 
beigesetzten Personen mit der Registriernummer der Ruhebäume un-
ter Angabe des Bestattungszeitpunktes geführt. Dieses Register wird 
der Gemeinde Friedeburg alle 2 Monate als Nachweis übermittelt. 
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§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) �Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Ver-
haltensregeln dieser Satzung missachtet, insbesondere 

	 a)	� sich als Besucher nicht der Würde des Ortes entsprechend ver-
hält oder Anordnungen des befugten Personals nicht befolgt, 

	 b)	� Totengedenkfeiern oder andere Veranstaltungen ohne Erlaub-
nis der Betreiberin durchführt, 

	 c)	 Veränderungen im Urnenhain vornimmt, 
	 d)	 Markierungen an Grabstätten anbringt, oder 
	 e)	� Grabpflege im herkömmlichen Sinne betreibt oder Pflegeein-

griffe vornimmt. 
(2) �Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße von bis zu 

5000,- EUR geahndet werden. 
§ 12 

Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 
Friedeburg, den 28.06.2023

H. Goetz
Bürgermeister

Gemeinde Friedeburg
Bekanntmachung

Bauleitplanung der Gemeinde Friedeburg
74. Änderung des Flächennutzungsplanes und  
Bebauungsplan Nr. 45 von Friedeburg „Bestattungswald“
Die vom Rat der Gemeinde Friedeburg in seiner Sitzung vom 
28.06.2023 beschlossene 74. Änderung des Flächennutzungspla-
nes ist gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) mit Verfügung vom 
10.08.2023 (AZ. 60.2/01) durch den Landkreis Wittmund genehmigt 
worden. Die 74. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit die-
ser Bekanntmachung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam. 
Weiterhin hat der Rat der Gemeinde Friedeburg in seiner Sitzung am 
28.06.2023 den Bebauungsplan Nr. 45 von Friedeburg „Bestattungs-
wald“ gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.
Gegenstand der Planungen ist die Schaffung einer naturnahen Be-
stattungsmöglichkeit zwischen der B 436 und der Heseler Straße in 
Friedeburg.
Der räumliche Geltungsbereich (Bebauungsplan und Flächennut-
zungsplanänderung sind identisch) ist aus dem nachfolgenden La-
geplan ersichtlich:

Kartengrundlagen: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – ver-
kleinert –, vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers, LGLN Au-
rich, Katasteramt Wittmund und DGK

Mit dieser Bekanntmachung tritt der als Satzung beschlossene Be-
bauungsplan Nr. 45 von Friedeburg „Bestattungswald“ gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB in Kraft.

Die genannten Bauleitpläne liegen einschließlich der Begründungen 
und dem gemeinsamen Umweltbericht ab sofort im Rathaus der Ge-
meinde Friedeburg, Friedeburger Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg, 
Zimmer 24, aus und können von jedermann während der Sprechzei-
ten eingesehen werden. Ergänzend können die Unterlagen auch im 
Internet unter www.gemeindefriedeburg.de abgerufen werden.
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Friedeburg 
geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der 
Abwägung begründen soll, darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.
Weiterhin wird gemäß § 44 Abs. 5 auf die Vorschriften des § 44 Abs. 
3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen hingewiesen.
Friedeburg, den 31.08.2023

Der Bürgermeister
Goetz

Gemeinde Friedeburg
Bekanntmachung

Bauleitplanung der Gemeinde Friedeburg
Bebauungsplan Nr. 10 von Etzel „Barfußpark“
Der vom Rat der Gemeinde Friedeburg in seiner Sitzung am 
28.06.2023 beschlossene Bebauungsplan Nr. 10 von Etzel „Bar-
fußpark“ ist gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung be-
schlossen. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus der 
nachfolgenden Planübersicht zu ersehen:

Kartengrundlagen: Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) – ver-
kleinert –, vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers, LGLN Au-
rich, Katasteramt Wittmund und DGK

Mit dieser Bekanntmachung tritt der oben genannte, als Satzung be-
schlossene Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Der Bebauungsplan Nr. 10 von Etzel liegt einschließlich der Begrün-
dung ab sofort im Rathaus der Gemeinde Friedeburg, Friedeburger 
Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg, Zimmer 24, aus und kann von 
jedermann während der Sprechzeiten eingesehen werden. Ergänzend 
können die Unterlagen auch im Internet unter www.gemeindefriede-
burg.de abgerufen werden.
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Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Friedeburg 
geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der 
Abwägung begründen soll, darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.
Weiterhin wird gemäß § 44 Abs. 5 auf die Vorschriften des § 44 Abs. 
3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen hingewiesen.
Friedeburg, den 31.08.2023

Der Bürgermeister
Goetz
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